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Meinung aktuell

Landessekretär
Dr. Günter Mösl

Die Gewinner der Corona-Pandemie
Die unlängst veröffentlichten Berichte einer global 
tätigen Nothilfe- und Entwicklungsorganisation, wo-
nach die zehn reichsten Milliardäre während der 
letzten zwei Jahre ihr Vermögen verdoppelt haben, 
während weltweit 160 Millionen Menschen in die Ar-
mut stürzen, sollten uns nachdenklich machen. 

Die Superreichen wie Tesla-Chef Elon Musk oder 
Amazon-Gründer Jeff Bezos haben ihr Vermögen 
während der Pandemie stärker vermehrt, als in den 
gesamten vierzehn Jahren zuvor. Dieser Zuwachs 
ist in der Geschichte beispielslos.  

Mittlerweile sind über drei Milliarden Menschen 
zweifach gegen Covid-19 geimpft, doch nur rund 
neun Prozent der Menschen in Ländern mit niedri-
gem Einkommen habe mindestens eine Impfdosis 
erhalten. Allein mit dem Vermögenszuwachs von 
Amazon-Gründer Bezos während der Pandemie 

könnte jeder Mensch auf der Welt geimpft werden.

Auch wenn in unserem Land jeder Bürger die Mög-
lichkeit einer Impfung hat und sowohl die Betriebe 
als auch die Arbeitnehmer während der Pandemie 
zum größten Teil ausreichend finanziell unterstützt 
wurden, stehen wir vor einer großen Zerreißprobe 
und wird diese extreme Ungleichheit früher oder 
später auch auf unsere kleines Land Auswirkungen 
haben.

Ein gemeinsamer Schulterschluss der Regierungen 
für eine gerechte Besteuerung von Konzernen und 
Superreichen würde wohl viele Probleme lösen, 
wenngleich mir der Glaube daran fehlt. 

Euer Landessekretär
Dr. Günter Mösl

Terminaviso
Sofern es die Corona-Situation zu diesem Zeitpunkt zulässt, fin-
det die 74. Vollversammlung des Tiroler Land- und Forstarbeiter-

bundes am

Montag, dem 21. März 2022 um 9.30 Uhr
im „KIWI“, Dörferstraße 57, 6067 Absam

statt.

Wir ersuchen bereits jetzt alle Funktionärinnen und
Funktionäre und sonstige interessierte Personen, sich diesen Tag 

vorzumerken.
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Aktuelles
Käser Kollektivvertrag 

- Erhöhung mit 1. Jänner 2022
Nachdem die erste Verhandlungsrunde ergeb-

nislos abgebrochen werden musste, ist es am 
20.12.2021 nach schwierigen Verhandlungen, die 
mehrmals zu internen Beratungen unterbrochen 
wurden, gelungen, ein akzeptables Ergebnis zu 
erzielen. Die Gespräche waren geprägt von der 
immer noch schwierigen Marktsituation im Zusam-
menhang mit der Coronakrise. 

In Anlehnung an die Verhandlungsergebnisse für 
die gewerblichen Molkereien werden die Löhne ein-
schließlich der Dienstalterszulagen um 2,80 % er-
höht.

Die Lehrlingsentschädigungen werden mit Fixbeträ-
gen angehoben, was einer Steigerung zwischen 3,6  
und 7,1 % entspricht.

Die Verhandlungspartner auf Dienstgeberseite wur-
den erstmalig vom Geschäftsführer der Erlebnisse-
nenrei Zillertal Christian Kröll unterstützt, der damit 
den langjährigen Dienstgebervertreter Heinz Gstir 
abgelöst hat.

Auf Dienstgeberseite waren anwesend: 

DI Regina Norz, Romed Giner, Christian Kröll - Ge-
schäftsführer der Erlebnissennerei Zillertal, ÖkR Jo-
sef Schirmer und Mag.a Nicole Haas. 

Auf Dienstnehmerseite:

Vizepräsident Josef Stock, Kammerdirektor Dr. 
Günter Mösl und Rechtsreferent Mag. Johannes 
Schwaighofer. Käsermeister Hubert Rendl musste 
sich kurzfristig aus betrieblichen Gründen entschul-
digen.

1. Erhöhung der kollektivvertraglichen Lohnsät-
ze um jeweils 2,80 %, kaufmännisch gerundet 
auf volle Euro-Beträge.

2. Erhöhung der Dienstalterszulagen um jeweils 
2,80 % kaufmännisch gerundet auf volle Euro.

3. Erhöhung der Lehrlingsentschädigungen mit 
folgenden Fixbeträgen:
1. Lehrjahr € 20,00
2. Lehrjahr € 35,00
3. Lehrjahr € 75,00

4. Streichung des letzten Satzes von § 13 Abs. 2 
des Kollektivvertrages, wonach der Dienstneh-

mer für die Reparatur, Instandhaltung und Rei-
nigung der Arbeits- und Schutzkleidung verant-
wortlich ist.

5. Anpassung bzw. Änderung der Verweise auf 
das Landarbeitsgesetz 2021 ohne inhaltliche 
Änderungen des Kollektivvertrages.

6. Einrichtung einer Arbeitsgruppe auf Initiati-
ve der Dienstnehmervertreter, die sich bis zur 
nächsten Kollektivvertragsverhandlung neben 
anderen Themenbereichen insbesondere mit 
der Lehrlingsentschädigung befasst.

7. Inkrafttreten/Laufzeit: 1. Jänner 2022/12 Mo-
nate.

Die Verhandlungsergebnisse stellen sich im Detail wie folgt dar:
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Einigung bei Kollektivverträgen für Land-
arbeiter und Gutsangestellte

Bei der ersten Verhandlungs-
runde am 25. November 2021 

konnte zwischen den Verhand-
lungspartnern keine Einigung er-
zielt werden.

Deshalb war eine zweite Ver-
handlungsrunde am 20. Dezem-
ber 2021 und ein anschließendes 
Gespräch zwischen Präsident 
Andreas Gleirscher und Präsi-
dent NR Ing. Josef Hechenber-
ger notwendig, um ein Ergebnis 
zu erzielen. Die Verhandlungen 
waren geprägt von unterschiedli-
chen Standpunkten in Bezug auf  
die derzeitige Inflation und die 

wirtschaftliche Lage der Betriebe. 

Dementsprechend werden die 
kollektivvertraglichen Löhne und 
Gehälter für die Landarbeiter und 
Gutsangestellten ab 1. Jänner 
2022 um 2,90 % erhöht. 

Zudem wurde im Kollektivvertrag 
für die Landarbeiter eine eigene 
Lohnkategorie für Arbeitnehmer 
in Imkereien geschaffen, die sich 
nach dem Lohn für Viehbetriebe 
richtet.

Schlussendlich zeigten sich die 
Verhandlungsparteien, wobei die 

Dienstgeber durch DI Regina 
Norz, Romed Giner und Rechts-
referentin Mag.a Nicole Haas 
vertreten waren, mit den Ergeb-
nissen zufrieden.

Auf Dienstnehmerseite waren 
Vizepräsident Josef Stock, Kam-
merrat Martin Ennemoser, Kam-
merrat Gustav Hacket, BRV Tho-
mas Moser, Rechtsreferent Mag. 
Johannes Schwaighofer und 
Kammerdirektor Dr. Günter Mösl 
anwesend und die Ergebnisse 
stellen sich im Detail wie folgt dar:

1. Erhöhung der kollektivvertraglichen Monats-
löhne in Anlage I um je 2,90 %, kaufmännisch 
gerundet auf volle Euro-Beträge.

2. Anhebung der kollektivvertraglichen Stun-
denlöhne in Anlage I um je 2,90 %, kaufmän-
nisch gerundet auf volle Euro-Cent-Beträge.

3. Anhebung der kollektivvertraglichen Ent-
schädigungen für die Lehrlinge und für die Fe-
rialpraktikanten in Anlage I um je 2,90 %, kauf-
männisch gerundet auf volle Euro-Beträge.

4. Aufnahme der Berufsbezeichnung “Imker“ 

in der Lohnkategorie K) in der Anlage I, sodass 
sich der Lohn der Arbeiter in Imkereien, Fische-
rei- und Fischzuchtbetrieben nach den Lohn 
für Galt(Jung)- und Mastviehbetrieben, Pferde-
wärter, Schweinewärter in der jeweiligen Aus-
bildungskategorie (A, B oder C dieser Anlage I) 
richtet.

5. Richtigstellungen von Verweisen in Bezug auf 
das Landarbeitsgesetz ohne inhaltliche Verän-
derungen.

6. Inkrafttreten/Laufzeit: 1. Jänner 2022/12 Mo-
nate.

Landarbeiter-Kollektivvertrag:
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Löhne und Gehälter um 2,90 % angehoben
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Gutsangestellten-Kollektivvertrag:
1. Erhöhung der kollektivvertraglichen Gehaltssätze um jeweils 
2,90 %, kaufmännisch gerundet auf volle Euro-Beträge.

2. Anhebung der kollektivvertraglichen Praktikantenentschädi-
gungen um jeweils 2,90 %, kaufmännisch gerundet auf volle 
Euro-Beträge.

3. Anhebung der Dienstaufwandsentschädigung um 2,90 %, 
kaufmännisch gerundet auf einen vollen Euro-Betrag.

4. Richtigstellung von Verweisen in Bezug auf das Landarbeits-
gesetz ohne inhaltliche Veränderungen.

5. Inkrafttreten/Laufzeit: 1. Jänner 2022/12 Monate.

Ausfertigungen der neu 
abgeschlossenen Kollektivverträge 
können über die Homepage der 
Landarbeiterkammer Tirol oder des 
Tiroler Land- und 
Forstarbeiterbundes jederzeit 
kostenlos heruntergeladen 
werden. Jene Personen, die keinen 
Internetzugang haben, können über 
die Landarbeiterkammer Tirol, 
Brixner Straße 1, 6020 Innsbruck, 
Tel.: 05 92 92 3000, für 
Dienstnehmer kostenlos, natürlich 
weiterhin die schriftlichen 
Ausfertigungen der Kollektivverträge 
anfordern.

Einigung bei Kollektivverträgen für 
Dienstnehmer in Gemüse- und 

Obstbaubetrieben
Neue Löhne mit 
1 . Jänner 2022

Nach sehr harten, aber kon-
struktiven Verhandlungen 

konnte man sich auf eine ge-
meinsame Vorgangsweise für die 
Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer in Gemüse- und Obst-
baubetrieben verständigen.
Ein großes Thema waren die un-
terschiedlichen Produktionsbe-
dingungen im Vergleich zum be-
nachbarten Ausland, die teilweise 
zu einem maßgeblichen Wettbe-
werbsnachteil für die heimischen 
Betriebe führen. Zudem wird es 
immer schwieriger, genügend Ar-
beitskräfte für die Gemüse- und 
Obsternte zu finden.

Vor dem Hintergrund der Coron-
akrise und um die Versorgung 
mit heimischen Lebensmitteln 
auch in dieser schwierigen Zeit 
sicher zu stellen, konnten sich die 
Dienstnehmer- und Dienstgeber-

vertreter auf einen neuen Kollek-
tivvertrag einigen, der mit 
1. Jänner 2022 in Kraft tritt.

Sämtliche Löhne und Lehrlings-
entschädigungen mit Ausnahme 
der Hilfskräfte werden um 3 % 
angehoben, was in Anbetracht 
der schwierigen Umstände ein 
akzeptables Ergebnis darstellt.  

Nachdem die Lohnsätze für die 
Hilfskräfte und Erntearbeiter in 
den beiden letzten Jahren um 

15 % angehoben wurden und mit 
1. März 2021 ein Mindestlohn 
von €1.500,00 erreicht wurde, hat 
man sich darauf verständigt, dass 
frühestens für das nächste Jahr 
über eine Erhöhung dieser Lohn-
kategorie verhandelt wird.

Die Verhandlungen waren ins-
gesamt von gegenseitiger Wert-
schätzung geprägt und konnten 
im Detail folgende Verhandlungs-
ergebnisse erzielt werden:
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KV Gemüse- und Obstbau
1. Erhöhung der kollektivvertraglichen Stun-
denlohnsätze mit Ausnahme der Lohnkategorie 
f) und g) um 3 %, jeweils kaufmännisch gerun-
det auf volle Euro-Cent-Beträge. Hinsichtlich 
der Lohnkategorien f und g wird auf Pkt. 3. des 
Verhandlungs-protokolls vom 17. Februar 2021 
verwiesen, welches diesbezüglich vollinhaltlich 
auf-recht bleibt.

2. Erhöhung der Lehrlingsentschädigungen so-
wie der Pflichtpraktikantenentschädigungen um 
3 %, jeweils kaufmännisch gerundet auf volle 
Euro-Beträge.

3. Inkrafttreten/Laufzeit: 1. Jänner 2022 / 12 Mo-
nate.

Neuer Waldaufseher Kollektivvertrag
Gehaltserhöhung 

zwischen 3 und 3,1 %
ab 1. Jänner 2022

Mit Einführung der neuen Ge-
haltsordnung für die Wald-

aufseher im Jahr 2013 hat man 
auch eine Grundsatzvereinba-
rung in der Richtung getroffen, 
dass sich die Gehaltserhöhungen 
für diese Berufsgruppe an den 
jeweiligen Verhandlungsergeb-
nissen des öffentlichen Dienstes 
orientieren sollten. 

Dementsprechend hat man sich 
bei der Verhandlung am 21. De-
zember 2021 auf eine Erhöhung 
der Gehälter um 2,85 % zuzüglich 
eines Fixbetrages in Höhe von € 
6,40, womit sich in Abhängigkeit 
von der Gehaltseinstufung einer 
Steigerung zwischen 3 und 3,1 %  
ergibt. Die Familien- und Schutz-
zulage wird jeweils um 
3 % erhöht.

Aufgrund der Coronakrise hat 
man sich darauf verständigt, an-

stehende Themenbereiche, wie 
etwa die Forderung der Dienst-
nehmerseite auf Verankerung 
einer Kündigungsbestimmung 
analog zum Vertragsbedienste-
tengesetz, auf die nächstjährige 
Verhandlungsrunde zu verschie-
ben.

Die Arbeitgeberseite war ver-
treten durch die beiden Chef-
verhandler DI Regina Norz und 
Romed Giner, den Landesforst-
direktor HR DI Josef Fuchs, den 
Geschäftsführer des Gemeinde-

verbandes Mag. Peter Stockhau-
ser und die Rechtsreferentin der 
Landwirtschaftskammer, Mag.a 
Nicole Haas. 

Die Dienstnehmerseite war bei 
den Verhandlungen durch den 
neuen Obmann der Vereinigung 
der Waldaufseher und Forstwarte 
Tirols, Anton Rieser, KR Florian 
Perle, Rechtsreferent der Land-
arbeiterkammer, Mag. Johannes 
Schwaighofer, und Kammerdirek-
tor Dr. Günter Mösl vertreten.

Die Verhandlungserbenisse im Detail:
1. Erhöhung der kollektivvertraglichen Gehalts-
ansätze (§ 10 Abs. 1) um 2,85 % zuzüglich eines 
Fixbetrages in Höhe von € 6,40, kaufmännisch 
gerundet auf volle Euro-Beträge.

2. Erhöhung der Familienzulage (§ 11) sowie 

der Schmutzzulage (§ 14 Abs. 5) um jeweils 3 % 
kaufmännisch gerundet auf volle Cent-Beträge.

3. Inkrafttreten/Laufzeit: 1. Jänner 2022/12 Mo-
nate.
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Wenn Arbeitnehmer ihren privaten Pkw für 
dienstliche Zwecke verwenden, bekommen 

sie dafür grundsätzlich das amtliche Kilometer-
geld als Aufwandsersatz vom Arbeitgeber bezahlt. 
Ereignet sich dann bei der Dienstverrichtung ein 
Unfall mit Schaden am Pkw, vertreten einige Ar-
beitgeber nicht selten den Standpunkt, dass sie für 
den Sachschaden nicht aufzukommen brauchen, 
da bereits das Kilometergeld bezahlt wurde. Dieser 
Standpunkt ist nicht richtig, stattdessen haftet der 
Arbeitgeber in derartigen Fällen zumeist aus der 
Risikohaftung analog nach § 1014 ABGB dem Ar-
beitnehmer gegenüber.

Die Risikohaftung ist die verschuldensunabhängige 
Haftung des Arbeitgebers für Gefahren, die sich aus 
der Tätigkeit des Arbeitnehmers ergeben. Darunter 
fallen grundsätzlich alle Schäden des Arbeitneh-
mers, die typischerweise Folge seiner dienstlichen 
Tätigkeit sind, insbesondere aber Sachschäden an 
Gegenständen, die der Arbeitnehmer im Interesse 
des Arbeitgebers zur Erbringung der Dienstleistung 
eingesetzt hat oder sogenannte Haftpflichtschäden, 
die dann vorliegen, wenn der Arbeitnehmer bei sei-
ner Dienstverrichtung einen Dritten schädigt und 
sich dadurch dem Dritten gegenüber schadener-
satzpflichtig macht. Die Risikohaftung ist also nicht 
nur auf unser Beispiel mit dem Pkw beschränkt, 
wenngleich dieses Beispiel in der Praxis verhältnis-
mäßig oft vorkommt.

Nach § 1014 ABGB muss der Auftraggeber dem 

Auftragnehmer u.a. allen mit der Erfüllung des 
Auftrags verbundenen Schaden vergüten. Auf das 
Arbeitsverhältnis umgelegt wird die Risikohaftung 
damit begründet, dass der Arbeitnehmer jene Sach- 
und Vermögensschäden, die er im Auftrag des Ar-
beitgebers erleidet, auch vom Arbeitgeber ersetzt 
bekommen soll. Insofern Sachen des Arbeitneh-
mers für betriebliche Zwecke eingesetzt werden, 
erspart sich der Arbeitgeber ja den Einsatz eige-
ner Betriebsmittel und somit das damit verbundene 
Schadensrisiko. Oder, wenn der Arbeitgeber be-
stimmte Tätigkeiten nicht selber, sondern stattdes-
sen von einem Arbeitnehmer verrichten lässt, dann 
erspart sich der Arbeitgeber dadurch auch das Risi-
ko, sich direkt gegenüber einem Dritten schadener-
satzpflichtig zu machen. In beiden Fällen wälzt der 
Arbeitgeber das jeweilige Schadensrisiko auf den 
Arbeitnehmer über, wofür diesem zum Ausgleich 
ein Ersatzanspruch – die Risikohaftung – zustehen 
soll. Weil es nur auf das Überwälzen des Risikos 
ankommt, hängt der Ersatzanspruch auch nicht von 
einem Verschulden des Arbeitgebers ab.

Eindeutige Bedingung für die Risikohaftung ist je-
doch, dass der Einsatz des Arbeitnehmers eindeu-
tig im Interesse des Arbeitgebers gelegen war. Um 
beim greifbaren Beispiel des Pkw zu bleiben: Dem 
Arbeitgeber soll ein Schadenersatz nur dann tref-
fen, wenn der Arbeitnehmer Aufgaben zu erfüllen 
hatte, die ohne Pkw nicht möglich oder zumutbar 
gewesen wären, der Schaden tatsächlich während 
der Erfüllung dieser Aufgaben eingetreten ist und

Risikohaftung des Arbeitgebers – Haftung 
für Schäden am dienstlich verwendeten 

Privat-Pkw?

Mitteilung der Landarbeiterkammer
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Sprechtage der Landarbeiterkammer Tirol

sich der Arbeitgeber mangels Beistellung eines 
Kraftfahrzeuges das eigene Unfallrisiko erspart 
hat. Keinen Schadenersatz gibt es also, wenn der 
Arbeitnehmer seinen Privat-Pkw ohne dienstliche 
Notwendigkeit, etwa aus Bequemlichkeit für eine 
dienstliche Fahrt verwendet hat. Sollte kein aus-
drücklicher Auftrag des Arbeitgebers vorliegen, geht 
idealerweise jeder Verwendung des Privat-Pkw für 
Dienstzwecke eine Absprache mit Zustimmung des 
Arbeitgebers voran. 

Laut Rechtsprechung haftet der Arbeitgeber 
aber nicht für den entsprechend höheren Teil von 
Sachschäden an Luxusfahrzeugen oder für Park-
schäden, da diese in aller Regel in das allgemei-
ne Lebensrisiko fallen und kein typisches Risiko 
dienstlicher Tätigkeit sind; anders aber wieder, 
wenn die Gefahr für Parkschäden durch die Dienst-
fahrt erkennbar begünstigt wurde. Zufallsschäden, 
etwa durch Steinschläge oder ein Wildunfall, fallen 
ebenso in die Risikohaftung. Hingegen beim indi-
rekten Schaden der allenfalls höheren Versiche-
rungsprämie (Malus) nach einem Unfall mit dem 
Privat-Pkw scheidet die Risikohaftung aber wieder 
aus, wenn der Arbeitgeber das amtliche Kilometer-
geld bezahlt, da darin der Aufwand für Versicherun-
gen enthalten ist.

Sollte dem Arbeitnehmer ein Verschulden ange-
lastet werden, weil beispielsweise (leicht) über-

höhte Geschwindigkeit für den Unfall ursächlich 
war, kommen die Grundsätze des Dienstnehmer-
haftpflichtgesetzes spiegelbildlich zur Anwendung: 
Bei entschuldbaren Fehlleistungen bekommt der 
Arbeitnehmer vollen Schadenersatz, bei leichter 
Fahrlässigkeit zwei Drittel, bei grober Fahrlässig-
keit ein Drittel und bei Vorsatz jedenfalls gar keinen 
Schadenersatz mehr. Achtung, dies sind Grundsät-
ze, im Einzelfall kann das Gericht entsprechend an-
ders urteilen.

Abschließend ist zudem noch darauf hinzuweisen, 
dass die Risikohaftung kein zwingendes Recht dar-
stellt, sondern mittels Vereinbarung auch ausge-
schlossen werden kann. Allerdings ist der völlige 
Ausschluss der Risikohaftung ohne anderweitige 
Absicherung bzw. Abgeltung, etwa durch eine pau-
schale Zulage oder Kaskoversicherung, laut Recht-
sprechung jedenfalls sittenwidrig und daher unwirk-
sam.

Die Risikohaftung des Arbeitgebers stellt zusam-
menfassend ein umfassendes und daher rechtlich 
auch schwieriges Gebiet dar. Sie geht über die Fälle 
des dienstlich verwendeten Privat-Pkw zudem weit 
hinaus, weswegen wir nur dazu raten können, bei 
jedem im Dienst aufgetretenen Schaden, der nicht 
vom Arbeitgeber ersetzt wird, prüfen zu lassen, ob 
nicht doch ein Ersatzanspruch greift. 

Lienz		 21. Februar 2022	10:00-12:00 Uhr

Wörgl		 23. Februar 2022	09:00-12:00 Uhr

Rotholz		 23. Februar 2022	13:30-15:30 Uhr

Imst		    02. März 2022	09:00-11:30 Uhr

Reutte		    02. März 2022	14:00-16:00 Uhr

St. Johann i.T.		 24. Februar 2022	14:00-16:00 Uhr

Die Sprechtage finden in den jeweiligen Bezirkslandwirtschaftskammern statt.

Die land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter, Angestellten, Lehrlinge und Pensionisten erhalten hiebei 
von Mag. Johannes Schwaighofer Auskünfte in Fragen des Arbeitsrechtes, des Sozialrechtes (Kran-

ken-, Pensions- und Unfallversicherung), des Steuerrechtes und in allgemeinen Rechtsfragen sowie von 
Andrea Hauser, BEd. in Fragen der Förderung des Landarbeiter-Eigenheimbaues und des sonstigen 
Förderungswesens der Landarbeiterkammer.     -     Unterlagen sind mitzubringen!

Wir bitten vorab um verlässliche Anmeldung!
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Pensionsversicherung

Beträgt das Gesamtpensionseinkommen nicht 
mehr als € 1.000,00 monatlich, ist es um 3 % 

zu erhöhen,
 
•	 wenn es über € 1.000,00 bis zu € 1.300,00 

monatlich beträgt, um jenen Prozentsatz, der 
zwischen den genannten Werten von 3 % auf  
1,80 % linear absinkt,

•	 wenn es über € 1.300,00 monatlich beträgt, um 
1,80 %

Einkaufskosten für Schulzeiten

Der Nachkauf von Schul- und Studienzeiten wurde 
durch das Budgetbegleitgesetz 2011 einheitlich ge-
regelt und belaufen sich die Kosten ab 01.01.2022 
für jeden Ersatzmonat des Besuches einer mittleren/
höheren Schule oder Hochschule auf    € 1.292,76.

Ausgleichszulagenrichtsätze 
(„Mindestpensionen“)

Für  alleinstehende Pensionsberechtigte und für 
Witwen (Witwer)     	 €   1.030,49

für alleinstehende Pensionsberechtigte 
mit mindestens 360 Beitragsmonaten der Pflichtversi-
cherung 	 € 	1.185,85
mit mindestens 480 Beitragsmonaten der Pflichtversi-
cherung 	 € 	1.426,70
für Ehepaare, die im gemeinsamen Haushalt leben	
		 € 1.625,71
für Halbwaisen bis zur Vollendung des 24. Lebens-
jahres		 €   379,02
nach Vollendung des 24. Lebensjahres 	€   673,53
für Vollwaisen bis zur Vollendung 
des 24. Lebensjahres	 €    569,11
nach Vollendung des 24. Lebensjahres 	€ 1.030,49

Für Pensionsberechtigte aus eigener Versicherung 
erhöht sich der Ausgleichszulagenrichtsatz für je-
des Kind, dessen Nettoeinkommen den Richtsatz 
für einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung des 
24. Lebensjahres (€ 379,02) nicht erreicht, um € 
159,00.

Grenzbeträge zum Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag bei geringem Einkommen

Im Jahr 2022 beträgt der vom Pflichtversicherten 
zu tragende Anteil des Arbeitslosenversicherungs-
beitrages bei einer monatlichen Beitragsgrundlage 
(Entgelt):

Monatliche Beitragsgrundlage 	   Versicherungsan-
teil: 

bis   	€ 1.828,00	 0 %
über € 1.828,00 bis € 1.994,00 	 1 %
über € 1.994,00 bis € 2.117,00 	 2 %
über € 2.161,00	 3 %

Wichtige Werte ab 2022 im Überblick
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Unfallversicherung

Die Renten aus der Unfallversicherung werden ab 
01.01.2022 um 1,80 % erhöht.

Pflegegeld

Die Pflegegeldsätze nach dem Pflegegeldgesetz 
zum 01.01.2022 betragen:

Pflegegeldstufe 1:	 € 	 165,40
Pflegegeldstufe 2:	 € 	 305,00
Pflegegeldstufe 3:	 € 	 475,20
Pflegegeldstufe 4:	 € 	 712,70
Pflegegeldstufe 5:	 € 	 968,10
Pflegegeldstufe 6:	 € 	1.351,80
Pflegegeldstufe 7:	 € 	1.776,50

Heilbehelfe - Kostenanteil

Der Kostenanteil des Versicherten für Heilbehelfe 
(orthopädische Schuheinlagen, etc.) beträgt ab 
1. Jänner 2022 mindestens	 € 	 37,80.

Der Kostenanteil für Sehbehelfe beträgt für die Ver-
sicherten 	 € 	 113,40.

Für Kinder, die das 15. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, und für schwerstbehinderte Kinder 
sowie für Personen, die wegen besonderer sozialer 
Schutzbedürftigkeit von der Rezeptgebühr befreit 
sind, gibt es keine Kostenbeteiligung.

Rezeptgebühr/e-card

Die Höhe des Service-Entgelts für die e-card be-
trägt für das Jahr 2023 € 12,95 und wird im Novem-
ber 2021 eingehoben. Die Rezeptgebühr beträgt ab 
1. Jänner 2022 € 6,65.

Von der Rezeptgebühr und vom Service-Entgelt
sind (auf Antrag!) befreit:

a) Personen, deren monatliche Nettoeinkünfte 
€ 1.030,49 (Alleinstehende) bzw. € 1.625,71 (Ehe-
paare) nicht übersteigen. Diese Beträge erhöhen 
sich für jedes Kind um € 159,00.

b) Personen, die infolge von Leiden oder Gebrechen 
überdurchschnittliche Ausgaben nachweisen (chro-
nisch Kranke), sofern die monatlichen Nettoein-
künfte € 1.185,06 (Alleinstehende), bzw. € 1.869,57 
(Ehepaare) nicht übersteigen; für  jedes Kind sind 
€ 159,00 hinzuzurechnen. Leben im Familienver-
band des Versicherten Personen mit eigenem Ein-
kommen, so ist dieses zu berücksichtigen.

c) Jeder Versicherte muss nur so lange die Rezept-
gebühr zahlen, bis er im laufenden Kalenderjahr 
mit diesen Zahlungen einen Betrag von 2 % seines 
Jahresnettoeinkommens erreicht. Danach ist er für 
den Rest des Kalenderjahres von der Rezeptgebühr 
befreit.

Geringfügigkeitsgrenze 
(Versicherungsgrenze)

monatlich 	 € 485,85

Höchstbeitragsgrundlagen

a) monatlich 	 € 5.670,00
b) täglich 	 €    189,00
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Kinderbetreuungsgeld

Für Geburten können alle Mütter und Väter Kinder-
betreuungsgeld (KBG) beantragen. 

Die Höhe beträgt täglich bei einer Bezugsdauer von 
30 Monaten
 (+ 6 Monate bei Teilung mit Partner)	 € 	 14,53

bei einer Bezugsdauer von 20 Monaten
(+ 4 Monate bei Teilung mit Partner) 	 € 	 20,80

bei einer Bezugsdauer von 15 Monaten
(+ 3 Monate bei Teilung mit Partner) 	 € 	 26,60

bei einer Bezugsdauer von 12 Monaten (+ 2 Monate 
bei Teilung mit Partner)	 € 	 33,88

Einkommensabhängiges Kinderbetreuungsgeld mit
maximal 14 Monaten Bezugsdauer bei Teilung mit 
Partner in der Höhe von 80 % des letzten Nettoein-
kommens mindestens 	 €    33,88
maximal	 €    66,00

Der Zuschuss für alleinstehende Elternteile bzw. so-
zial schwache Familien beträgt täglich € 6,06.

Jener Elternteil, der Kinderbetreuungsgeld bezieht, 
darf 60 % des letzten Einkommens bzw. maximal 
jährlich € 16.200,00 dazuverdienen. Dabei wird das 
Einkommen des anderen Elternteils nicht berück-
sichtigt. Hinsichtlich des einkommensabhängigen 
Kinderbetreuungsgeldes ist nur ein Zuverdienst von  
€ 7.300,00 möglich.

Landwirtschaftstag im Zeichen des Waldes

Jährlich organisieren Landarbeiterkammer und 
Landwirtschaftskammer im Dezember einen 

„Landwirtschaftstag“ für die Funktionärinnen und 
Funktionäre der Vollversammlungen. Nachdem der 
letztjährige Landwirtschaftstag der Corona-Pande-
mie zum Opfer gefallen ist, lag heuer der Schwer-
punkt auf dem Thema Forst. Landesforstdirektor 
Josef Fuchs stellte in seinem Vortrag die „Waldstra-
tegie 2030“ des Landes Tirol vor. Über 30 Interes-
sensgruppen wurden zur Erstellung der Strategie 

eingebunden, wobei fünf Themenfelder abgesteckt 
wurden: Klimawandel, Sicherheit, Wertschöpfung, 
Ökosystemleistungen und Gesellschaft. Ein zentra-
les Element bildet dabei das Programm „Klimafitter 
Bergwald Tirol“, das einen wesentlichen Beitrag zur 
Absicherung eines gesunden Waldes und der da-
mit verbundenen Funktionen unterstützen soll. Das 
sehr umfangreiche Gesamtkonzept steht auf tirol.
gv.at allen Interessierten zum Download zur Verfü-
gung.



13

Förderungen der LAK

Zinsenloses Darlehen:  
abhängig von Mitteln und Gesamtbaukosten  
- max. € 20.000,00
Zinsenloses Darlehen für energiesparende und 
umweltfreundliche Maßnahmen: 
Einbau Biomasseheizanlagen, Wärmepumpe usw. 
- max. € 5.000,00
Zuschuss: 
- Betrag abhängig von Berufsbild, Einkommens- 
und Familiensituation zw. € 3.000,00 und 		
€ 7.500,00 + € 1.100,00 Erhöhungsbetrag pro 
Kind

Landarbeiter-Eigenheimbau

Land- und Forstarbeiterhilfswerk
Lehrlings-/ Schüler- und Studienbeihilfe:  
Einmalige, nicht rückzahlbare Beihilfe für Kammer-
zugehörige und deren Kinder pro Schuljahr  (ab 9. 
Schulstufe) bzw. pro Lehrjahr 
- Betrag abhängig von Schulstufe, Lehrjahr  
bzw. Semster bis max. € 300,00
Aus- und Weiterbildungsbeihilfe: 
Einmalige, nicht rückzahlbare Beihilfe für Kammer-
zugehörige 
- Betrag bis max. € 300,00 bzw. max. 80% der 
Kurskosten
Darlehen: 
Zinsenloses Darlehen  
für Wohnraumbeschaffung, Infrastrukturmaßnah-
men, Kreditrückzahlung usw. 
- max. € 8.000,00 
Nach Abzahlung neuerliche Antragstellung mög-
lich.

Beihilfen: 
Einmalzahlung bei besonderen Notständen (To-
desfall, schwere Erkrankung, Zahnregulierung, 
etc.) 
- Fallbezogene Höhe in Abhängigkeit der Auf-
wendungen
Führerscheinbeihilfen:  
Einmalige, nicht rückzahlbare Beihilfe für die Ab-
solvierung des Führerscheins der Klassen „B, F, C 
und E“ - ausschließlich an Kammerzugehörige 
- max. € 300,00

Treueprämien
Bei einer anrechenbaren, ununterbrochenen 
Dienstzeit, bei ein und demselben Dienstgeber 
bzw. Betrieb von 10 Jahren: 
- € 75,00
Bei einer anrechenbaren Dienstzeit von 25 Jahren: 
- € 175,00
Bei einer anrechenbaren Dienstzeit von 35 Jahren: 
- € 275,00
Bei einer anrechenbaren Dienstzeit von 45 Jahren: 
- € 450,00

Der Niederösterreicher Mag. Dr. Fabian Schaup 
wurde als stellvertretender Generalsekretär 

aufgenommen und soll in die Fußstapfen von Mag. 
Walter Medosch treten.

Mit einer wichtigen Personalentscheidung stellte 
der Vorstand des Österreichischen Landarbeiter-
kammertages (ÖLAKT) im September die Weichen 
für die Zukunft.

Die Wahl bei der Suche nach einem neuen Mitarbei-
ter, der in Zukunft als Generalsekretär die Geschi-
cke der Dachorganisation der Landarbeiterkam-
mern in Österreich leiten soll, fiel einstimmig auf 
den Niederösterreicher Mag. Dr. Fabian Schaup. 
Der 33-Jährige St. Pöltner studierte Rechtswissen-
schaften an der Universität Salzburg, wo er sich als 
Universitätsassistent und Autor in verschiedenen 
Fachzeitschriften bereits intensiv mit arbeits- und 
sozialrechtlichen Fragen auseinandersetzte. Be-
rufliche Erfahrungen sammelte Dr. Schaup u.a. bei 
der Wirtschaftskammer NÖ sowie als juristischer 
Mitarbeiter beim Obersten Gerichtshof.

„Wir sind überzeugt, dass wir mit Fabian Schaup 
einen hochqualifizierten, motivierten Mitarbeiter 
gefunden haben, der alle Fähigkeiten mitbringt, um 
die erfolgreiche Arbeit unseres Generalsekretärs 
Walter Medosch nach dessen Pensionierung wei-
terzuführen“, betont ÖLAKT-Vorsitzender Andreas 
Freistetter.

Seit September konnte sich der 33-Jährige an der 
Seite von Generalsekretär Walter Medosch bereits 
in sein zukünftiges Aufgabengebiet einarbeiten. 
„Ich habe bereits viele Einblicke in meinen Tätig-
keitsbereich erhalten und freue mich darauf, un-
sere Funktionäre bei der Interessenvertretung al-
ler Beschäftigten in der Land- und Forstwirtschaft 
auf Bundesebene bestmöglich zu unterstützen“, so 
Schaup.

ÖLAKT trifft perso-
nelle Weichenstel-

lung

Fo
to

: Ö
LA

K
T



14

Das Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2020 
basiert auf einen Beschluss im Nationalrat vom 

22.11.2020. Die Kundmachung des Gesetzes war 
schon für Ende 2020 vorgesehen, sie hat sich aller-
dings durch die fehlende Zustimmung des Bundes-
rates verzögert. Das SVÄG 2020 wurde schließlich 
nach Fristablauf im Bundesrat im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht.

Mit der Novelle wird primär das Leistungsrecht der 
Pensionsversicherung adaptiert, indem an die Stelle 
der seit 1. 1. 2020 geltenden Langzeitversicherten-
regelung ein „Frühstarterbonus“ tritt für Personen, 
die bereits vor Vollendung des 20. Lebensjahres 
Beitragszeiten aus Erwerbstätigkeit erworben ha-
ben. Als weitere Maßnahme greift bezüglich der 
erstmaligen Pensionsanpassung ab dem Jahr 2022 
eine Aliquotierungsregelung.

Aliquotierungsregelung bei erstmaliger Pensi-
onsanpassung

Bisher wurde die Pensionsleistung erstmalig mit 
dem 1. Jänner eines jeden Jahres erhöht, deren 
Stichtag in vorausgegangenen Kalenderjahr lag. 
Dabei war es unerheblich ob die Pension im Jänner 
oder im Dezember angetreten wurde.

Die erstmalige Pensionserhöhung wird ab dem 

Jahr 2022 abhängig davon, in welchem Monat man 
in den Ruhestand getreten ist, d.h. abhängig vom 
Stichtag, erfolgen.

Pensionen deren Stichtag im vorangegangenen 
Kalenderjahr liegt, sind im Rahmen der erstmali-
gen Pensionsanpassung, d.h. im darauffolgenden 
Kalenderjahr mit dem für diesen Kalendermonat 
festgelegten Prozentsatz des anzuwendenden Er-
höhungsbetrages zu erhöhen:

Stichtag liegt im Kalendermonat zur Anwendung 
gelangender Prozentsatz 

Februar 	 90 Prozent
März 	 80 Prozent
April 	 70 Prozent
Mai 	 60 Prozent
Juni 	 50 Prozent
Juli 	 40 Prozent
August 	 30 Prozent
September 	 20 Prozent
Oktober	 10 Prozent

Für Stichtage im November und Dezember erfolgt 
die erstmalige Anpassung im auf den Stichtag 
zweitfolgenden Kalenderjahr. Die neue Regelung 
ist ebenso bei Hinterbliebenenleistungen 

Neuerungen im Pensionsrecht ab 1.1.2022
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anzuwenden.

Abschaffung der Langzeitversichertenregelung

Die mit dem Pensionsanpassungsgesetz 2020 
eingeführte Abschlagsfreiheit für Pensionsleistun-
gen von Langzeitversicherten wird außer Kraft ge-
setzt, zumal diese Regelung für eine kleine Grup-
pe von (nicht arbeitsunfähigen) Versicherten eine 
abschlagsfreie Frühpension zu sehr hohen Kosten 
ermöglicht. Durch die Abschaffung der Abschlags-
freiheit für Pensionsleistungen bei langer Versiche-
rungsdauer soll daher die zuvor geltende Regelung 
wieder angewendet werden. Die versicherungsma-
thematisch im Hinblick auf die längere Pensionsbe-
zugsdauer erforderlichen Abschläge werden wieder 
eingeführt. Mit einer Übergangszeit von einem Jahr 
bis Ende 2021 wurde der gebotene Vertrauens-
schutz gewahrt.

Frühstarterbonus

Personen, die zumindest 25 Beitragsjahre aufgrund 
einer Erwerbstätigkeit und davon mindestens 12 

Beitragsmonate vor dem 20. Geburtstag erworben 
haben, erhalten einen besonderen Zuschuss, durch 
den alle Beitragszeiten aufgrund einer Erwerbstä-
tigkeit, die vor Vollendung des 20. Lebensjahres 
erworben wurden, besonders gewürdigt werden 
(„Frühstarterbonus“).

Dadurch erhalten die Anspruchsberechtigten für 
Beitragsmonate aufgrund einer Erwerbstätigkeit 
vor Vollendung des 20. Lebensjahres einen Zu-
schuss in der Höhe von einem Euro pro Monat. Der 
Zuschuss wird bei der Pensionsfeststellung nach 
Berücksichtigung allfälliger Abschläge auf die ermit-
telte Alterspension „aufgeschlagen“; er ist Teil der 
Pensionsleistung und jährlich mit der Aufwertungs-
zahl zu vervielfachen. Für alle 60 Monate zwischen 
der Vollendung des 15. und des 20. Lebensjahres 
gebührt der Frühstarterbonus bei durchgängiger Er-
werbstätigkeit im Höchstausmaß von insgesamt 60 
Euro.

Die Bestimmungen über den Frühstarterbonus tre-
ten mit 1. 1. 2022 in Kraft und gelten sodann für alle 
Pensionsleistungen, die ab diesem Tag zuerkannt 
werden.

Bei der zweiten KV-Verhandlungen für die Kol-
lektivverträge der Angestellten und Arbeiter 

bei der Österreichischen Bundesforste AG (ÖBF 
AG) für 2022 konnte am 22.12.2021 zwischen den 
Gewerkschaften Öffentlicher Dienst (GÖD) und 
Produktionsgewerkschaft (PRO-GE) und dem Vor-
stand der ÖBF AG eine Einigung erzielt werden:
 
Sämtliche Löhne, Gehälter, Lehrlingsentgelte und 
Zulagen sowie auch Überzahlungen werden ab 1. 
Jänner 2022 um 2,9 % angehoben. Der Geltungs-
zeitraum liegt zwischen 1.1.2022 und 31.12.2022.

Weiters erhalten alle in den Vollanwendungsbe-
reich der beiden ÖBF-Kollektivverträge fallenden 
Mitarbeiter*innen Ende Jänner 2022 für die au-
ßergewöhnlichen Leistungen im Jahr 2021 eine 
COVID-19-Zulage in der Höhe von € 130,-, die 
steuerfrei ausbezahlt werden kann. Diese CO-
VID-19-Zulage wird an alle zum Stichtag 31.12.2021 
Beschäftigten, aber auch an alle regelmäßig sai-
sonal beschäftigten Mitarbeiter*innen unabhängig 
von ihrem Beschäftigungsausmaß in voller Höhe 
ausbezahlt.

Plus 2,90 % mehr Lohn und € 130,- COVID-Zulage bei der ÖBf AG
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Seniorenalltag

von Reinhard Witting

Gemeinderatswahlen
Derzeit finden in Tirol wieder Gemeinderatswahlen statt. Vor genau 30 Jahren, waren diese 
für mich persönlich ein Thema. Damals ging ich als Bürgermeisterkandidat und mit einer 
eigenen Liste ins Rennen. Im Rückblick zeigt sich, dass die damals geleistete Arbeit auch 
nach all den Jahren noch mess- und sichtbare Spuren hinterlassen hat.

Noch heute finde ich, dass meine Mitarbeit im 
Gemeinderat gut und richtig war. Natürlich wäre 

heute für mich „Alten Mann“ ein derartiger Umfang 
an zusätzlicher Arbeit nicht denkbar. 

Das Geschehen im Dorf habe ich auch nach der 
GR-Periode von 1992 bis 1998, dann in einigen 
anderen Funktionen im Dorf, weiterhin mitgestaltet. 
Etwa als Obmann der Grundzusammenlegung, die 
ich bereits in der genannten GR-Periode mit der 
Abstimmung 1994, angeregt, geplant und später 
geleitet habe. Mit dem Wiederbeleben der Senio-
renhuangarts, der Fortführung der Gebrauchtmärk-
te sowie im pfarrlichen Bereich bei der Renovierung 
des Widums, der Kirchenorgel und der Kirche habe 
ich so weiter meinen Beitrag für unser Dorf geleis-
tet.

Nicht so gerne erinnere ich mich an die bei der 
Wahl zu geringe Unterstützung durch die Wählerin-
nen und Wähler für unsere Liste sowie für mich als 
Bürgermeisterkandidat. Vermutlich war dies wohl 
der Zeit und den Gegenkandidaten geschuldet.

Schön war die dann sehr gute und fruchtbringen-
de Zusammenarbeit mit allen Gemeinderäten, auch 
der anderen drei Gruppierungen. Besonders, dass 
wir in diesen sechs Jahren vieles zustande gebracht 
haben. So die Einführung des Mülltrennsystems, 
die moderaten Finanzierungsvorschreibungen an 
die Bevölkerung zum Bau des Kanals und das Pla-
nen und die Umsetzung von Straßen- und Wege-
namen. Im Rückblick bin ich immer noch sehr mit 
diesen weitreichenden Entscheidungen zufrieden 
und vor allem dem damit verbundenen Vermächtnis 

für Jahrzehnte.

In Summe denke ich gerne an diese, meine Zeit als 
Gemeinderat vor 30 Jahren zurück und sehe wie 
wichtig es war und gerade in unserer nun oftmals 
politikverdrossenen Zeit (manchmal zurecht) ist, 
dass sich Frauen und Männer bereit erklären für 
ihren Ort in vorderster Front zu arbeiten. Natürlich 
braucht es Einsatz, Aufbringen von viel Zeit und 
auch das Hinnehmen der ein oder anderen Enttäu-
schung und von Rückschlägen.

An dieser Stelle spreche ich allen, die sich für diese 
Aufgabe immer wieder zur Verfügung gestellt haben 
oder nun zum ersten Mal tun, dann meinen Respekt 
aus, wenn sie diese Arbeit mit großem Einsatz und 
mit Verstand und Herz leisten. 

Zum Ende der damaligen Gemeinderatsperiode 
habe ich, trotz Enttäuschung über den Ausgang der 
Wahlen, in einem abschließenden Rundschreiben 
an alle ein „DANKE“, ausgesprochen und darin un-
ter anderem geschrieben:

„Ein schöner, interessanter, manchmal schwieriger 
und zeitaufwändiger Lebensabschnitt ist vorbei. Mit 
dem Dank an Euch, die Betroffenen, wollen wir un-
sere Gemeinderatsarbeit, die mit Informationen be-
gann, mit diesem Schreiben beenden.“ 

Dazu hatte ich noch in eigener Sache angefügt: 
„Alle die mich gewählt, unterstützt, bestärkt und nun 
eine nochmalige Kandidatur erwarten hätten, bitte 
ich um Verständnis, dass ich mich für die kommen-
de Periode nicht mehr zur Verfügung stelle und
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deinen Mitgliedsbeitrag für das Jahr 2022 entrichtet?

Wenn nicht, dann denk daran, dass deine Standesorganisation nur dann ihre Aufgaben 
erledigen kann, wenn sie auch über die hiefür unumgänglich notwendigen Mittel ver-

fügt.

Überweise daher noch dieser Tage deinen Mitgliedsbeitrag mittels des dir zugesandten 
Zahlscheines oder bezahle diesen direkt im Landessekretariat ein.

mich aus den Gremien unserer Dorfgemeinschaft 
weitgehend zurückziehe. Rückblickend kann ich 
wenig erkennen, was in diesen Jahren und den 
Jahrzehnten zuvor, in meiner Arbeit für die Allge-
meinheit, zu bereuen wäre. Überall wo es Sonne 
gibt, gibt es auch Schatten. Selbstverständlich ha-
ben mich Niederlagen beeindruckt und geschmerzt. 
Doch gerade diese haben oft eine neue Sicht der 
Dinge, neue Lebenserfahrungen, den Mut zu neu-
em Aufbruch und die Möglichkeit des Erkennens 
von wahren Freunden gegeben.“

Weiters habe ich allen die vielleicht von unserer Ar-

beit enttäuscht waren, versichert, dass wir immer 
ehrlich bestrebt waren, sachlich das Beste für den 
Einzelnen und die Gemeinschaft zu tun und schrieb 
noch: „Sollten wir trotzdem durch unsere Arbeit 
oder Mitwirkung an Entscheidungen, Kränkungen 
oder gar Unrecht verursacht haben, bitten wir um 
Entschuldigung.“

Mit dieser kleinen Rückschau in meine GR-Zeit vor 
30 Jahren habe ich jenen, die ebenfalls diesen Weg 
gegangen oder nun zu gehen bereit sind, meine 
Sicht der Dinge aufgezeigt. So können sie ihre Er-
fahrungen und Gedanken mit meinen vergleichen.

Rechtsabteilung
Mitwirkung bei der Regelung von Dienstverhältnissen und Abschluss von Kollektiv-
verträgen. 

Beratung und Information in arbeits-, sozial- und steuerrechtlichen Angelegenheiten 
und kostenlose Vertretung insbesondere in Arbeits- und Sozialrechtssachen vor den 
Gerichten.
.
Mag. Johannes Schwaighofer
Rechtsreferent
05 92 92/ 3002
johannes.schwaighofer@lk-tirol.at

HAST DU SCHON ?
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Gärtnertipp
	 von Gärtnermeister Michael Ruech

Frühjahrsplanung
Einen großen Teil der Winter-

zeit, mit wenig Sonne und 
kühlen Temperaturen, wie es in 
den Monaten November, De-
zember und Jänner der Fall ist, 
haben wir schon hinter uns. Man 
spürt schon, wie die Tage wie-
der länger werden und die Son-
ne gewinnt immer mehr an Kraft. 
Obwohl der Winter gerade bei 
uns einen besonderen Reiz hat, 
sehnen wir uns vielleicht schon 
ein bisschen nach dem Frühling. 
Überall bekommen wir schon die 
ersten Frühlingsboten zu kaufen 

und das eine oder andere Primel 
steht schon zu Hause auf der 
Fensterbank.

Wenn wir das Glück haben, ei-
nen Garten oder eine Terrasse 
zu besitzen, gibt es nichts schö-
neres, als die warme Jahreszeit 
mit vielen bunten Sommerblu-
men zu verschönern. Besonders 
reizvoll ist es, die Blumen selbst 
zu ziehen. Darum ist es jetzt 
schon wichtig sich Gedanken zu 
machen, welche Pflanzen möch-
te ich haben und wieviel Platz 
habe ich dafür zur Verfügung.  
Im Fachhandel gibt es eine gro-
ße Auswahl an Samen, so kann 
es auch schon einmal passieren, 
dass wir zu viele davon kaufen. 
Ist aber kein Problem, denn üb-
rige Samen können kühl und 
trocken meistens mehrere Jahre 
aufbewahrt werden. Die Nachba-
rin hat sicher eine große Freude, 
wenn sie einige der überschüs-

sigen Pflänzchen bekommt. Auf 
den Samenpäckchen steht drauf, 
wann der richtige Zeitpunkt ist 
auszusäen, wie hoch die Pflan-
zen werden und wie tief die Sa-
men in die Erde kommen. 

Für Zinnien, Tagetes, Löwen-
maul, Pantoffelblume, Schleier-
kraut (Gypsophila), Gartenfuchs-
schwanz (Amaranthus caudatus), 
Ringelblumen und noch viele an-
dere ist im Monat März der richti-
ge Zeitpunkt des Aussäens. Üb-
rigens, Ringelblumen säen sich 
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meistens selbst aus, so müssen 
in den darauffolgenden Jahren 
keine neuen Pflänzchen heran-
gezogen werden.

Wie säe ich aus? Dazu benötige 
ich einen Blumentopf. Aussaa-
terde gibt es im Fachhandel zu 
kaufen, ich kann mir aber auch 
die Aussaaterde selbst mischen. 
Am besten eignet sich die Erde 
von einem Maulwurfshügel. Die 
mische ich zum gleichen Teil 
mit Quarzsand (Körnung 2mm). 
Ich nehme jetzt die gekauften 
Samenpäckchen, lese mir die 
Rückseite durch und beginne mit 
dem Aussäen. Ich fülle den Topf 
mit der Aussaaterde bis 1cm un-
ter dem Topfrand und drücke sie 

leicht an. Bei feinen Samen wird 
die oberste Erdschicht gesiebt. 
In den Topf sollten nicht zu vie-
le Samen kommen, damit jede 
Pflanze genügend Platz zum Kei-
men hat. Ich reiße am besten das 
Samenpäckchen auf der Ober-
seite auf, halte es leicht schief 
und klopfe die Samen vorsichtig 
heraus. Anschließend bedecke 
ich die Samen noch mit etwas 
Erde. Je feiner die Samen, umso 
dünner sollte die Erdschicht sein. 
Anschließend werden sie einmal 
leicht angedrückt. Zum Angießen 
stelle ich sie für einige Stunden in 
ein Wasserbad. Wichtig ist jetzt, 
die Töpfe zu beschriften, damit 

ich nachher noch weiß, welche 
Pflanze ich ausgesät habe und 
stelle sie dann an einen hellen 
Platz ans Fenster. Nach circa 4 
Wochen haben die Pflänzchen 
eine Größe erreicht, dass sie aus-
einandergesetzt (pikiert) werden 
müssen. Den richtigen Zeitpunkt 
erkennt man, wenn nach den 
Keimblättern die ersten norma-
len Blätter kommen. Gewöhnlich 
werden die Pflänzchen einzeln in 
kleine Töpfe gesetzt, einige wie 
z.B. das Schleierkraut setzt man 
büschelweise. Einfach anzuwen-
den sind im Fachhandel erhält-
liche Multitopfplatten. Als Pikie-
rerde verwende ich die gleiche 
Mischung wie beim Aussäen und 
mische noch 10% Kompost dazu. 
Am Vortag des Pikierens werden 
die Sämlinge gut angegossen. 
Die Pflänzchen hole ich vorsich-
tig mit einem Pikierstab, den ich 
im Fachhandel zu kaufen bekom-
me, oder einem Bleistift, aus dem 
Topf, kürze die zu langen Wurzeln 
mit dem Fingernagel etwas ein. 
Ich mache ein möglichst tiefes 
Loch in den vorbereiteten Topf 
oder Multitopf, gebe das Pflänz-
chen so tief hinein, dass der Stiel 
zur Hälfte mit Erde bedeckt ist. 
Die Pflänzchen werden jetzt an 
einem hellen, aber nicht zu war-

men Platz aufgestellt.

Will ich mir Paprika und Chili 
selbst heranziehen, so ist der Fe-
ber der richtige Zeitpunkt, denn 
die Pflanzen haben eine lange 
Entwicklungsdauer.

Dahlien, die wir im kühlen Keller 
überwintern, sollten jetzt für ei-
nige Stunden in Wasser gelegt 
werden, damit die etwas einge-
schrumpelten Knollen wieder 
praller werden. Wir lassen sie 
abtrocknen und legen sie wieder 
zurück. Dahlien können schon im 
März in Töpfe gesetzt werden, sie 
haben dann beim Auspflanzen 
nach den Nachtfrösten im Mai ei-
nen großen Vorsprung.
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